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Das Wichtigste in Kürze 

✓ Zustimmung zur Herausnahme geringer Drogenmengen zum Eigenverbrauch aus dem 
Strafrecht 

✓ Zustimmung zu Drogenkonsumräumen und Drug Checking 
✓ Zustimmung zum Eigenanbau oder genossenschaftlichen Anbau von bis zu drei Canna-

bispflanzen zum Eigenverbrauch  

Kritik 

➢ Statt durch das Strafrecht sollte der Besitz geringer Drogenmengen zum Eigenver-
brauch durch ordnungsrechtliche Maßnahmen geregelt werden.  

➢ Ordnungsrechtliche Maßnahmen sollen primär zu Beratung, Information, Harm-Re-
duction und Suchttherapie verpflichten. Nur wenn primäre Maßnahmen verweigert 
werden, sollen Geldstrafen, Sozialstunden oder andere Sanktionen angewandt wer-
den.  

➢ Unter 18-Jährige werden durch Drogen in ihrer Entwicklung stärker beeinträchtigt als 
Erwachsene und sind deshalb besonders schützenswert.  

➢ Sozialarbeiter und Psychologen können besser zu einer Verhaltensänderung bzgl. Dro-
genkonsum motivieren als das Strafrecht. Die Dekriminalisierung muss auch für unter 
18-Jährige gelten, damit sie von den besten Methoden zur Verhaltensänderung profi-
tieren.  

➢ Die Dekriminalisierung muss von Präventions- und Informationsmaßnahmen begleitet 
werden. Dabei müssen unter 18-Jährige besonders berücksichtigt werden.  

➢ Für Cannabispflanzen im Eigenanbau sollte ein Mindestgehalt Cannabidiol (CBD; z.B. 
5%) festgelegt werden, weil CBD die schädlichen Folgen von THC reduziert. Durch Ei-
genanbau kann der Schwarzmarkt reduziert werden.  

Kommunikation 

✓ Das Ziel der Dekriminalisierung ist dasselbe wie bei der strafrechtlichen Verfolgung, 
nämlich den Drogenkonsum so gering wie möglich zu halten. 

✓ Dekriminalisierung bedeute nicht Nichtstun. An die Stelle des Strafrechts tritt das Ord-
nungsrecht.  

✓ Dekriminalisierung ist nur überzeugend, wenn starke Maßnahmen außerhalb des 
Strafrechts getroffen werden: Information, Prävention, Beratung, Suchttherapie. 

✓ Handel mit Drogen und Besitz höherer Mengen als im Antrag genannt unterliegen wei-
terhin dem Strafrecht. 

✓ Die Forschung zeigt, dass Cannabis vor allem für Jugendliche schädlich ist. Daher muss 
Cannabis sein Image als Jugenddroge verlieren.   

verluedtkean
Ausschussstempel - mehrzeilig Haupt
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Zusammenfassung 

Der Antrag „Bundeseinheitliche geringe Drogenmengen festlegen und Harm Reduction er-

leichtern“ enthält viele suchtmedizinisch sinnvolle Forderungen, die zu zielgerichteten Ver-

besserungen für Drogenkonsumenten, Drogenabhängige und die die allgemeine Bevölkerung 

führen. Die Drogenpolitik bewegt sich zwischen den Polen einer strafrechtlichen Verfolgung 

von Drogenkonsum und einer weitreichenden Freigabe von Drogen. Die Dekriminalisierung 

stellt einen Mittelweg dar.  

Der Antrag bezieht sich auf eine Dekriminalisierung von Drogen in Portugal, die international 

als erfolgreich bewertet wird und ein gutes Modell darstellt. Allerdings greift er nur einen As-

pekt heraus: die Festlegung geringer Drogenmengen für den Eigenverbrauch. Portugal hat 

aber weitere Regelungen getroffen, die für den Erfolg des portugiesischen Models entschei-

dend sind.  

Anstelle des Strafrechts wird in Portugal Drogenbesitz durch ordnungspolitische Maßnahmen 

geregelt. Der Handel mit Drogen fällt weiterhin unters Strafrecht und die Polizei entscheidet 

auch bei geringen Mengen, ob die Situation einen Drogenhandel vermuten lässt oder Eigen-

verbrauch darstellt.  

Drogenkonsumenten können durch eine „Dissuasion Commission“ (Kommission zur Abmah-

nung) zu einer Suchtberatung oder suchttherapeutischen Maßnahmen verpflichtet werden. 

Bei einer Weigerung kann die Kommission ordnungspolitische Sanktionen verhängen. Dieses 

Vorgehen basiert auf der Erkenntnis, dass es Psychologen und Sozialarbeitern besser gelingt, 

Drogenkonsumenten zu einer Verhaltensänderung zu motivieren, als Polizei, Gerichten und 

Strafanstalten.  

Zusätzlich wurden intensive Drogen-Präventionsmaßnahmen initiiert, der Jugendschutz ver-

bessert und Beratung und Behandlungen für Drogenkonsumenten erleichtert.  

Das Ziel der Dekriminalisierungsmaßnahmen ist das gleiche wie bei einer restriktiven Drogen-

politik. Der Drogenkonsum soll so gering wie möglich gehalten werden. Lediglich die Methode, 

wie dieses Ziel erreicht werden soll, ist eine andere. Die portugiesischen Maßnahmen zeigen, 

dass dieser Weg erfolgsversprechender ist. In Deutschland müssen dazu Prävention, Jugend-

schutz, Suchtberatung und Behandlungsangebote erweitert, intensiviert, besser koordiniert 

und finanziert werden. Die Message muss sein, dass Drogenkonsum mit Risiken verbunden ist 

und der Staat seine Verantwortung für die Gesundheit übernimmt, indem er nicht nichts tut, 

sondern den bestmöglichen Weg wählt, um Bürger und Drogenkonsumenten zu schützen.  

Aus meiner Sicht ist es notwendig, die Dekriminalisierung nicht auf Volljährige zu beschränken, 

sondern auch für Jugendliche einzuführen. Der erfolgreiche portugiesische Ansatz mit thera-

peutischer Motivation zur Verhaltensänderung statt strafrechtlicher Verfolgung sollte Jugend-

lichen nicht vorenthalten werden. Jugendliche haben besonders viele Informationsdefizite 

und sind besonders lernfähig. Gerade für Jugendliche müssen die Möglichkeiten zur Motiva-

tion und Verhaltensänderungen außerhalb des Strafrechts ausgebaut und intensiv genutzt 

werden. 
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Für eine Dekriminalisierung ist es nicht notwendig, Einfuhr, Ausfuhr, Anbau (Ausnahme Can-

nabis) und Herstellung zu erlauben. Dies birgt die Gefahr eines vermehrten internationalen 

Internethandels mit postalischer Verschickung oder einer Ausweitung der Herstellung von 

Drogen in Deutschland. Die entsprechende gesetzliche Formulierung sollte sich auf „…erwirbt 

und besitzt“ beschränken. Auch für LSD sollte eine Mengenbeschränkung gelten, da aufgrund 

der hohen Wirksamkeit bereits sehr kleiner Mengen LSD die Gefahr einer heimlichen, miss-

bräuchlichen Verabreichung an andere Personen besteht.  

Die Einführung von Drug-Checking und Drogenkonsumräumen ist aus suchtmedizinischer Per-

spektive uneingeschränkt zu befürworten. Die europäische Beobachtungsstelle für Drogen 

(EMCDDA) hat hierzu den aktuellen Wissensstand gut zusammengefasst und veröffentlicht. 

Darin überwiegen die Vorteile deutlich. Drogenkonsumräume müssen auch in Haftanstalten 

angeboten werden, solange Opiatsubstitution und die Behandlung psychischer Erkrankungen 

in Haftanstalten unzureichend sind. 

Der Eigenanbau von bis zu 3 Cannabispflanzen zum Eigenverbrauch (auch über genossen-

schaftliche Anbauvereinigungen) stellt eine gute Möglichkeit für eine Legalisierung des Can-

nabiserwerbs dar und sollte wie von Die Linke beantragt auf Volljährige beschränkt sein. Durch 

einen legalen Erwerb kann der Schwarzmarkt reduziert werden. Um die gesundheitlichen Ge-

fahren von Cannabis zu reduzieren, sollten nur Cannabis-Sorten erlaubt werden, die einen ho-

hen Anteil Cannabidiol (CBD), z.B. 5 %, enthalten. Neuere Studien zeigen, dass die Risiken von 

Cannabiskonsum für die psychische Gesundheit deutlich höher sind, wenn der Cannabiskon-

sum bereits vor dem 18. Lebensjahr begonnen wird. Daher muss der Fokus der Prävention auf 

Jugendlichen liegen und das Image von Cannabis als Jugenddroge dringend verändert werden. 

Die Hypothese, dass Cannabis nur zu Psychosen führt, wenn eine genetische Prädisposition 

für Psychosen vorliegt, wurde in aktuellen Studien bestätigt. Erste Studien nach der Legalisie-

rung von Cannabis in einigen US-Staaten zeigen keinen Anstieg der Cannabiskonsumenten un-

ter Jugendlichen. Die Befürchtungen der Legalisierungs-Gegner wurden durch diese aktuellen 

Erkenntnisse abgeschwächt bzw. widerlegt.  
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Zwischen den Polen Prohibition und Freigabe stellt Dekriminalisierung mit gleichzeitiger 

Etablierung von verstärkten präventiven und suchttherapeutischen Maßnahmen einen Mit-

telweg dar 

Aus gesundheitswissenschaftlicher und suchtmedizinischer Sicht stimme ich der grundsätzli-

chen Richtung dieses Antrags zu. In der Drogenpolitik gibt es drei verschiedene Ansätze: Sie 

kann erstens autoritär Drogen verbieten und Verstöße strafrechtlich ahnden, zweitens ohne 

Regeln Drogenkonsum zulassen oder drittens durch Gespräche, Informationsvermittlung und 

sanften Druck auf Einsicht und Verhaltensänderung abzielen. Letzteres beinhaltet Kompro-

misse zur Schadensminimierung (Harm Reduction).  

Der aktuelle Weg der Abschreckung durch die Androhung von Strafen funktioniert nicht gut. 

Für Cannabis hat die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen (EMCDDA) eine Graphik zu-

sammengestellt, die zeigt, dass eine Verschärfung oder Liberalisierung der Strafverfolgung von 

Cannabis die Prävalenz des Cannabiskonsums nicht beeinflusst (EMCDDA 2017, Seite 22). Die 

Verfügbarkeit und der Konsum von Drogen sind trotz der Prohibition hoch.  

Zudem wird nach einer Haft der Drogenkonsum auch von Drogen wie Heroin meist fortgesetzt 

und ist dann mit einem erhöhten Risiko für tödliche Überdosierungen verbunden (Merrall et 

al. 2010). Des Weiteren bildet sich durch Drogenhandel ein unkontrollierter Schwarzmarkt, 

der teilweise von kriminellen Organisationen beherrscht wird, die ihren Nachwuchs unter jun-

gen Häftlingen rekrutieren und diese tiefer in kriminelles Verhalten einführen. Selbst in Haft-

anstalten kann Drogenkonsum nicht verhindert werden. In den letzten Jahren hat sich eine 

Gangster-Jugendkultur gebildet, die kriminelles Verhalten und den Konsum von Drogen, meist 

dem gewaltfördernden Kokain, verherrlicht und bis weit in die Mitte der Gesellschaft vorge-

drungen ist. Die Zahl der Drogentoten durch Kokain und andere Stimulantien ist 2020 ange-

stiegen (Drogenbeauftragte Ludwig 2021).  

Dabei ist Kriminalität keine zwangsläufige Folge von Drogenkonsum, sondern eine Folge der 

strafrechtlichen Verfolgung von Drogenkonsumenten. Die personelle Ausstattung der Polizei 

ist zu gering, um das Verbot von Drogen umfassend durchzusetzen. Daraus resultiert eine se-

lektive Strafverfolgung anhand von fraglichen Profilen zu Lasten von jungen, männlichen Per-

sonen mit Migrationshintergrund. In der Bevölkerung wird wahrgenommen, dass Drogenkon-

sum trotz des Verbotes weit verbreitet ist, aber nur selektiv und unzureichend verfolgt wird. 

Das Verbot von Drogen verbal zu bekräftigen, aber einen weitverbreiteten Drogenkonsum zu-

zulassen, führt zu einem Vertrauensverlust in Polizei und Politik.  

Drogenkonsum völlig ohne Regeln zuzulassen, kann die Gesundheit der Konsumenten gefähr-

den, hat negative Auswirkungen auf die Gesellschaft mit einem Anstieg von Beschaffungskri-

minalität und Gewalt sowie einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und von Jugendli-

chen. Daher wird eine unkontrollierte Freigabe von Drogenkonsum von der Mehrheit der Be-

völkerung, der Politik und dem Gesundheitssystem abgelehnt.  
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Das portugiesische Modell der Dekriminalisierung  

Die Dekriminalisierung von Drogenkonsum in Portugal ist so erfolgreich, weil sie das autoritäre 

Strafrecht verlassen hat, ohne ein Laissez-faire zuzulassen. Sie setzt auf einen partnerschaftli-

chen, ehrlichen Dialog, in dem die negativen Folgen des Drogenkonsums realistisch vermittelt 

werden und so eine Veränderungsbereitschaft generiert wird (Domaslawski 2011).  

Der Ansatz aus Portugal hat zu deutlichen gesundheitlichen Verbesserungen von Drogenkon-

sumenten geführt, ohne dass die Prävalenz von Drogenkonsum angestiegen ist oder ein rele-

vanter Drogentourismus entstanden ist. Portugal hat den Drogenkonsum entkriminalisiert 

und den Besitz einer definierten geringen Drogenmenge zum Eigenverbrauch aus dem Straf-

recht herausgenommen und als Ordnungswidrigkeit klassifiziert.  

Wichtig ist zu betonen, dass der Handel mit Drogen weiterhin dem Strafrecht unterliegt. Wird 

eine Person mit einer geringen Drogenmenge erwischt, wird sie verpflichtend an eine „Dissu-

asion Commission“ (Kommission zur Abmahnung) - bestehend aus Sozialarbeitern, Therapeu-

ten und Juristen – vermittelt, mit dem Ziel, Drogenkonsumenten über die Risiken von Drogen 

zu informieren und sie zu einer Beendigung des Konsums oder einem risikoarmen Konsum zu 

bewegen. Die Kommission kann Sanktionen auf ordnungspolitischer Ebene wie Therapieauf-

lagen oder Sozialstunden anordnen, wenn Drogenkonsumenten Gespräche verweigern oder 

vereinbarte Therapien vernachlässigen. Das kommt aber selten vor. Meist gelingt es im Dialog, 

suchttherapeutische- oder Harm-Reduction-Ansätze zu vermitteln.  

Gleichzeitig wurde eine Reihe von Präventionsmaßnahmen mit einem Fokus auf den Kinder- 

und Jugendschutz eingeführt. Die Suchtprävention wurde nicht in großen Kampagnen umge-

setzt, sondern durch Präsenz von Sozialarbeitern und durch persönliche Ansprache in Schulen, 

bei Kulturveranstaltungen, Clubs, Konzerten, bei Sportveranstaltungen und in Gesundheits-

einrichtungen.  

Durch die klare und zeitgleiche Verknüpfung der Entkriminalisierung mit Präventionsmaßnah-

men, Therapieangeboten und ordnungspolitischen Sanktionsmaßnahmen wurde in Portugal 

sowohl der Bevölkerung als auch den Drogenkonsumenten gezeigt, dass Drogen unerwünscht 

sind und große Anstrengungen unternommen werden, den Drogenkonsum und die negativen 

Folgen des Konsums möglichst gering zu halten. Das ist Portugal deutlich besser gelungen als 

vielen anderen Ländern und daher wird Portugal als Modell für eine bessere Drogenpolitik 

angesehen.  

Das Ziel einer Dekriminalisierung ist, den Drogenkonsum so gering zu halten wie möglich 

Der Weg, mit Gesprächen, Informationsvermittlung und sanftem Druck Einsicht und Verhal-

tensänderung zu erreichen, hat das gleiche Ziel wie die Verbotspolitik: den Drogenkonsum so 

gering zu halten wie möglich.  

Sich das klarzumachen, ist sehr wichtig. Vertreter der Verbotspolitik argumentieren oft, dass 

es ohne strafrechtliche Konsequenzen überhaupt keine Möglichkeiten gäbe, den Drogenkon-

sum einzudämmen. Dieses Argument ist falsch. Es wird durch die wissenschaftlich nachgewie-



Prof. Dr. med. Derik Hermann Stellungnahme "Bundeseinheitliche geringe Drogenmengen festlegen…“ 

6 

 

senen Erfolge präventiver und dekriminalisierender Konzepte und des Harm-Reduction-An-

satzes widerlegt. Bezogen auf das Ziel, Drogenkonsum so gering und wenig schädlich wie mög-

lich zu halten, nutzen diese Ansätze lediglich eine andere Methode als die Verbotspolitik.  

Das deutsche Suchthilfesystem nutzt bereits erfolgreich Harm-Reduction-Ansätze 

Auch für Deutschland ist es immens wichtig, nicht einfach geringe Drogenmengen für den Ei-

genverbrauch freizugeben und Drogenkonsumenten dann allein zu lassen, sondern die Be-

troffenen über Risiken zu informieren und zu einer Verhaltensänderung zu motivieren.  

Die Befürchtung der Öffentlichkeit, dass negative Folgen eines unkontrollierten Drogenkon-

sums die öffentliche Sicherheit beeinträchtigt und Kinder und Jugendliche gefährdet, muss 

ernst genommen werden. In Deutschland existiert ein sehr gutes Drogenhilfesystem mit einer 

weiten Verbreitung von Suchtberatungsstellen, Suchttherapie, Psychotherapie, substanzbe-

zogenen Therapien (z.B. CANDIS für Cannabiskonsumenten, Hoch et al. 2014), Opiat-Substitu-

tion (z.B. mit Methadon), Entzugskliniken und Drogen-Rehabilitation. Dieses System kann 

durch einige Modifikationen dazu fit gemacht werden, ähnlich wie in Portugal mehr ordnungs-

politische Aufgaben zu übernehmen. In den letzten 20 Jahren hat der hierzu passende Ansatz 

einer motivationalen Gesprächsführung (Miller & Rollnick 1991) unter Suchttherapeuten eine 

weite Verbreitung gefunden. Dabei wird ein Gespräch auf Augenhöhe geführt, nach individu-

ellen Ansatzpunkten für eine Veränderung der Drogenkonsumgewohnheiten gesucht und zu 

Reduktion oder Beendigung des Konsums motiviert.  

Portugal hat gezeigt, dass es gelingen kann, der Öffentlichkeit zu vermitteln, dass das Drogen-

problem durch das Drogenhilfesystem besser kontrolliert werden kann als durch strafrechtli-

che Konsequenzen. Ein deutsches Beispiel für einen ähnlichen Ansatz wie in Portugal ist das 

Programm „Frühintervention für erstauffällige Drogenkonsumentinnen und –konsumenten, 

FreD“ für 14- bis 21-Jährige, die mit Cannabis erwischt werden. Nach einer positiven Evalua-

tion wurde es auf (Crysthal-Meth-) Amphetamine und alkohol-assoziierte Straftaten ausge-

weitet (Sarrazin 2017, FOGS). Die Zuweisung zu dieser suchttherapeutischen Intervention er-

folgt durch die Polizei oder ein Gericht anstelle einer strafrechtlichen Konsequenz. Die Maß-

nahme besteht aus einem Einzelgespräch und vier Gruppensitzungen und wird von Sozialar-

beitern in Suchtberatungsstellen durchgeführt. Themen sind Vor- und Nachteile des Drogen-

konsums, ob bereits eine Abhängigkeit besteht und Strategien zur Beendigung des Konsums. 

Allerdings muss zu Beginn der Maßnahme erst Vertrauen geschaffen werden, das zuvor durch 

die strafrechtliche Erfassung vermindert wurde.  

Im deutschen Gesundheitssystem ist der Fokus auf das Individuum gerichtet. In der modernen 

Suchtmedizin werden nicht nur Opiatabhängige mit Methadonsubstitution behandelt, son-

dern auch ADHS im Erwachsenenalter mit Methylphenidat und Angsterkrankung mit Pregaba-

lin. Obwohl diese Medikamente ein Suchtpotential besitzen, gelingt es der Suchtmedizin 

durch spezifische Regeln und Kontrollen der Medikamenteneinnahme und einer vertrauens-

vollen Beziehung, den Missbrauch gering zu halten. In der Suchtforschung existieren erste Stu-

dien, die zeigen, dass Cannabinoide wie CBD (Hurd et al. 2019), Cannabis als Medizin oder 

Psilocybin (Wirkstoff der Magic Mushrooms; Bogenschutz & Johnson 2016) positive Effekte 
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für den Verlauf von Suchterkrankungen haben. Der Einsatz dieser Substanzen in der Suchtme-

dizin basiert auf der Erfahrung, dass Drogenkonsum oft einen Selbstbehandlungsversuch bei 

psychischen Erkrankungen (siehe unten) oder genetisch determinierten Veränderungen der 

Neurotransmission (z.B. bei ADHS) darstellt.  

Wie Studien zeigen, reicht Psychotherapie allein nicht aus, sondern muss oft durch Medika-

mente unterstützt werden, z.B. bei ADHS (Banaschewski et al. 2017). Behandlungsrichtlinien 

sehen vor, dass nicht allein Medikamente eingesetzt werden, sondern immer auch psychothe-

rapeutische Maßnahmen, die auf Verhaltensänderungen abzielen und so in Kombination mit 

Medikamenten das Behandlungsergebnis verbessern (z.B. Bundesärztekammer, Richtlinie 

substitutionsgestützte Behandlung Opioidabhängiger 2017).  

Mit dem klassischen Harm-Reduction-Ansatz der Opiat-Substitutionsbehandlung wurden gute 

Erfolge erzielt, die zu einer deutlichen Reduktion der Opiat-Todesfälle, einem deutlichen Rück-

gang der öffentlichen Drogenszene, einer Reduktion von Kriminalität und einer Verbesserung 

der Gesundheit geführt haben. Die Opiatsubstitutionsbehandlung verschreibt nicht einfach 

Methadon und lässt den Heroinabhängigen damit allein. Sie ist so erfolgreich, weil Ärzte eine 

Beziehung zum Patienten aufbauen, wöchentliche Gespräche stattfinden, unerwünschter zu-

sätzlicher Alkohol- oder Drogenkonsum durch Urinkontrollen erhoben wird, und falls er ent-

deckt wird, nachvollziehbare Konsequenzen hat, z.B. täglich unter Sichtkontrolle das Metha-

don einnehmen zu müssen statt Take-Home-Verschreibungen für mehrere Tage zu erhalten.  

Die Umsetzung moderner Suchtmedizin im aktuellen Suchthilfesystem wird massiv erschwert, 

indem an einem rigiden und autoritären Bild von Drogenabhängigen festgehalten wird.  

Der Grund für Drogenabhängigkeit ist meistens der Versuch, psychische Erkrankungen 

selbst zu behandeln 

Die Verbotspolitik geht davon aus, dass Menschen vor allem aus hedonistischen Gründen Dro-

gen konsumieren und dass große Teile der Bevölkerung, vor allem Jugendliche, einen Drogen-

konsum beginnen würden, wenn Drogen dekriminalisiert oder legalisiert würden. Ist das rea-

listisch?  

Daten zu der Prävalenz von Drogenkonsum nach einer Dekriminalisierung in Portugal und 

nach der Legalisierung von Cannabiskonsum in einigen US-Bundesstaaten zeigten keine rele-

vanten Steigerungen (Domaslawski 2011, EMCDDA 2020). Hedonistische Gründe für Drogen-

konsum finden sich vor allem in der initialen Phase des Drogenkonsums oder bei geringem 

Drogenkonsum. Wenn Drogenkonsum problematisch wird und trotz negativer Konsequenzen 

fortgesetzt wird, steckt meist der Versuch dahinter, Symptome einer psychischen Erkrankung 

zu lindern. Ein hoher Anteil Drogenabhängiger weist zusätzlich zur Suchterkrankung psychi-

sche Erkrankungen auf wie posttraumatische Belastungsstörungen, Persönlichkeitsstörungen, 

ADHS im Erwachsenenalter, Angsterkrankungen, Depressionen und Psychosen (Swendsen et 

al. 2010).  
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Die Betroffenen brauchen eine Behandlung, keine Bestrafung für ihre Erkrankung. Genetische 

Untersuchung zeigen eine mittelgradige bis starke Vererblichkeit von Suchterkrankungen (Ag-

rawal et al. 2012). Dadurch wird klar, dass die Schuld an einer Drogenabhängigkeit nicht allein 

dem Individuum anzulasten ist. Wenn weder eine genetische Vorbelastung noch eine psychi-

sche Erkrankung vorliegen, bleibt Drogenkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

meist eine vorübergehende Erscheinung, die wieder beendet werden kann, wenn mehr Ver-

antwortung im Beruf oder für eine eigene Familiengründung übernommen wird.  
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Zu den auf Seite 2 des Antrages "Bundeseinheitliche geringe Drogenmengen festlegen und 

Harm Reduction erleichtern“ formulierten Forderungen für einen Gesetzentwurf möchte ich 

im Einzelnen Stellung beziehen: 

„1. In § 31a BtMG wird geregelt, dass von einer strafrechtlichen Verfolgung bei Volljährigen 

abgesehen werden muss, wenn der/die Konsumenten*in die Betäubungsmittel lediglich zum 

Eigenverbrauch anbaut, herstellt, einführt, ausführt, durchführt, erwirbt, sich in sonstiger 

Weise verschafft oder besitzt und folgende Bruttomengen nicht überschritten werden: 3 

Gramm bei Heroin, Kokain, Speed, MDMA in Pulverform, Methamphetamin und Crack, zehn 

Pillen Ecstasy (MDMA) und 15 Gramm getrocknete psychotrope Pilze. LSD soll zum Eigenbedarf 

ohne konkrete Grenzwertfestlegung entkriminalisiert werden.“  

- Drogenhandel bleibt Straftat: Wichtig ist die Einschränkung, dass nur von einer strafrecht-

lichen Verfolgung abgesehen wird, wenn es sich um Eigenverbrauch handelt. Gleichzeitig 

beinhaltet dies, dass weiter das Strafrecht gilt, wenn es sich nicht um Eigenverbrauch han-

delt. In Portugal unterliegt der Handel mit Drogen weiterhin dem Strafrecht und die Polizei 

entscheidet, ob die Situation, in der Drogen entdeckt werden, einem Eigenverbrauch ent-

sprechen oder einen versuchten Handel darstellen. Eine Abgrenzung von straffreiem Ei-

genverbrauch und illegalem Handel ist für die öffentliche Kommunikation und die breite 

Akzeptanz auch in Deutschland sehr wichtig. Bereits jetzt ist es eine weitverbreitete Stra-

tegie unter Drogendealern im Straßenhandel, nur geringe Drogen-Mengen bei sich zu tra-

gen, um einer Strafverfolgung zu entgehen. Um Drogendealern den Verkauf von Drogen 

nicht zu erleichtern, muss der Drogenhandel weiterhin strafrechtliche Konsequenzen ha-

ben.  

- Einfuhr, Ausfuhr, Anbau (Ausnahme Cannabis) und Herstellung zum Eigenverbrauch soll-

ten weiterhin verboten bleiben: Die Formulierung „…anbaut, herstellt, einführt, ausführt, 

durchführt, erwirbt, sich in sonstiger Weise verschafft oder besitzt…“ enthält das Risiko, 

dass vermehrt und straffrei Drogen angebaut oder selbst hergestellt oder modifiziert wer-

den (z.B. Mohnanbau zur Opiatherstellung). Die Drogenszene ist kreativ und die Netflix-

Serie Breaking Bad, die von der Herstellung von Crystal Meth handelt, erfreut sich großer 

Beliebtheit. Es ist vorstellbar, dass eine Dekriminalisierung der Herstellung die Entwicklung 

von Mini-Laboren zur häuslichen Herstellung von (Meth)Amphetamin, MDMA und LSD für 

den Eigenverbrauch fördert. Wenn Drogen zum Eigenverbrauch legal eingeführt werden 

können, kann sich schnell ein Online-Handel mit postalischer Verschickung von Drogen, 

z.B. Cannabis aus den Niederlanden, Heroin aus Asien, Kokain aus Südamerika oder Me-

thamphetamine aus Tschechien usw. entwickeln. Wenn Briefe, die Drogen enthalten, vom 

Zoll entdeckt würden, dürfte nach Punkt II.4. des Antrags „Bundeseinheitliche Drogen-

mengen…“ diese Briefe nicht beschlagnahmt werden, wenn sie Eigenverbrauch darstellen. 

Die aktuelle Formulierung enthält dadurch das Risiko einer Förderung des internationalen 

Handels mit Drogen. Um den Eigenverbrauch straffrei zu stellen, würde eine Verkürzung 

der Formulierung auf „erwirbt und besitzt“ ausreichen.  
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- Dekriminalisierung soll auch für Jugendliche gelten: Durch die Einschränkung auf Volljäh-

rige bleiben 14- bis 18-Jährige von einer Dekriminalisierung ausgenommen und unterlie-

gen weiterhin dem Strafrecht. Warum? Sollen Jugendliche wirklich weiter strafrechtlich 

erfasst werden und sich vor einem Richter rechtfertigen müssen, wenn sie mit Cannabis 

erwischt werden? Wie oben dargestellt gibt es bereits jetzt die Interventionsmaßnahme 

FreD für erstauffällige 14- bis 21-Jährige Drogenkonsumenten, die gut funktioniert. Das 

Ordnungsrecht bietet genug Möglichkeiten außerhalb des Strafrechts, suchttherapeuti-

sche Maßnahmen bei Jugendlichen durchzusetzen. Eltern wollen nicht, dass ihre Kinder in 

ein Gefängnis müssen. Sie wollen, dass ihnen aus dem Drogenkonsum herausgeholfen 

wird. Durch die strafrechtliche Behandlung wird das Vertrauen von Eltern und Jugendli-

chen in das Rechtssystem beschädigt. Das ist unangemessen, unverhältnismäßig und wi-

derspricht der Erkenntnis, dass Bestrafung weniger erfolgreich Verhaltensänderungen be-

wirken als psychologische Interventionen.  

Gerade für Jugendliche müssen die Möglichkeiten zur Motivation und Verhaltensände-

rungen außerhalb des Strafrechts ausgebaut und intensiv genutzt werden: Es muss noch 

einmal betont werden, dass es hier um Eigenverbrauch und nicht um Drogenhandel geht. 

Drogenhandel soll weiter dem Strafrecht unterliegen. Das Ziel bleibt auch bei einer Dekri-

minalisierung von Jugendlichen, den Drogenkonsum nicht einfach zuzulassen, sondern 

durch suchttherapeutische Interventionen so gering wie möglich zu halten. Zusätzlich ist 

es notwendig, die präventiven Bemühungen für Jugendliche massiv zu verstärken. Die Auf-

klärung über Drogen darf nicht den drogenkonsumierenden Peergroups und Drogendea-

lern überlassen werden, wie es sich unter der jetzigen Verbotspolitik entwickelt hat. Por-

tugal hat vorgemacht, wie das gehen kann. Beispiele sind Präsenz von Polizei und Ord-

nungsamt-Mitarbeitern im Umfeld von Schulen, um Drogenhandel zu unterbinden, gute 

Informationsveranstaltungen in Schulen, die von suchttherapeutisch qualifizierten Sozial-

arbeitern und Psychologen geleitet werden und sich an aktuellen wissenschaftlichen Er-

kenntnissen und Therapieprogrammen wie z.B. CANDIS (Hoch et al. 2014) für Cannabis-

probleme orientieren, sozialarbeiterische und suchttherapeutische Ansprache in Jugend-

zentren und auf von Jugendlichen besuchten Kulturveranstaltungen, zielgerichtetes Auf-

suchen von besonders gefährdeten Jugendlichen aus prekären Schichten oder mit bereits 

bestehenden psychischen Problemen, etc. Hierzu müssen ausreichende finanzielle Res-

sourcen zur Verfügung gestellt werden. Das kann durch Einsparungen durch weniger straf-

rechtliche Verfolgung erreicht werden. Mit einem weiteren Abbau finanzieller Ressourcen 

für Suchtberatung und Suchtprävention auf kommunaler Ebene wie in den letzten Jahren 

lässt sich das nicht realisieren. 

Jugendliche sind durch Drogenkonsum besonders gefährdet: Das Ziel, Drogenkonsum so 

weit wie möglich einzudämmen, ist für die Altersgruppe der 14- bis 18-Jährigen besonders 

wichtig. In diesem Alter finden wichtige psychologische Reifungsprozesse bzgl. Persönlich-

keit und Identität, Emotionsregulation und kognitiver Kontrolle statt, die durch Drogen 

verändert und verzögert werden (Shadur & Lejuez 2015) Das Gehirn wird in diesem Alter 

neurobiologisch umgebaut, neuronale Netzwerke werden verändert und Hirnzentren neu 
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verknüpft. Wenn in dieser Zeit Drogen konsumiert werden, können diese fein abgestimm-

ten Umbauprozesse nicht mehr korrekt ablaufen. Das führt zu lebenslangen Veränderun-

gen der neuronalen Verknüpfungen, die zu einer geringeren Intelligenz und einem erhöh-

ten Risiko für psychische und Sucht-Erkrankungen disponieren (Jacobus et al. 2019, Sal-

manzadeh et al. 2020). Das ist der Grund, warum Drogenkonsum für Kinder und Jugendli-

che besonders schädlich ist. Dieser Zusammenhang wurde auch für Cannabis nachgewie-

sen (Molla & Tseng 2020), das leider das Image einer Jugenddroge hat. Dieses Image muss 

dringend verändert werden. Ich bin überzeugt davon, dass sich dies durch Interventionen 

abseits des Strafrechts besser verwirklichen lässt als mit der jetzigen Drogenpolitik.  

- Es muss eine Mengenbeschränkung für LSD geben: Warum wird im Antrag für LSD keine 

Mengenbeschränkung zum Eigengebrauch festgelegt? LSD hat zwar nur ein geringes Risiko 

für eine Abhängigkeitsentwicklung und nur wenige negative Folgen für die körperliche Ge-

sundheit, zeigt aber bereits in sehr niedriger Dosis massive psychotrope Effekte. Die übli-

che Dosis für einen ca. 12-stündigen LSD-Trip beträgt 100-250 Mikrogramm (= 0,1 - 0,25 

mg), das entspricht dem Gewicht eines mittelgroßen Sandkorns. Weil LSD bereits in so 

geringer Menge wirkt, besteht bei einer Ausweitung der Verfügbarkeit das Risiko, dass LSD 

missbräuchlich anderen Personen verabreicht wird, z.B. Lehrern, oder größeren Personen-

gruppen z.B. durch Kontamination des Trinkwassers oder in Großküchen. Daher ist es wei-

terhin notwendig, die Verfügbarkeit von LSD in engen Grenzen zu kontrollieren. Für LSD 

sollte ebenfalls eine geringe Menge für den Eigenverbrauch definiert werden, z.B. 10 Pillen 

oder 10 Papiere LSD-Trips.  

 

„2. In § 31a BtMG wird geregelt, dass Personen, die im Auftrag von Drogenkonsument*innen 

Betäubungsmittel einer Laboranalyse (drug-checking) unterziehen, ausdrücklich von der Straf-

barkeit ausgenommen sind.“  

„5. § 10a Abs. 4 BtMG wird ersatzlos gestrichen und damit die Substanzanalyse (drug-che-

cking) in Drogenkonsumräumen ermöglicht.“  

- Drug-Checking reduziert die Risiken von Drogenkonsum und ist aus ethischen Gründen 

notwendig: Drug-Checking verbindet die Analyse von mitgebrachten Drogen mit einer Be-

ratung zum risikoarmen Konsum. Es ist ein klassischer Harm-Reduction-Ansatz mit dem 

Ziel, Drogenkonsum sicherer zu gestalten, wenn schon nicht auf ihn verzichtet wird. Erfah-

rungen aus anderen Ländern zeigen, dass durch Drug-Checking Todesfälle durch Drogen 

verhindert werden können. Dass Drogenkonsumenten auf den Konsum verzichten, weil 

sie nicht sicher sind, ob in den Substanzen toxische Beimengungen enthalten sind oder die 

Wirkstoffkonzentration höher als erwartet ist, wird durch den hohen Drogenkonsum trotz 

fehlendem Drug-Checking widerlegt. Die europäische Beobachtungsstelle für Drogen 

EMCDDA hat 2017 hierzu ein gut recherchiertes Hintergrund-Paper veröffentlich, in dem 

Pro- und Contra-Argumente ausgewogen dargestellt werden (EMCDDA 2017). 

- Die ärztliche Ethik gebietet, gesundheitlichen Schäden vorzubeugen, wo immer das mög-

lich ist. Notärzte und Sanitäter z.B. auf Technofestivals oder Volksfesten sind froh über 
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jeden verhinderten Drogennotfall. In allen anderen medizinischen Bereichen gilt das als 

selbstverständlich. Niemand stellt heute mehr in Frage, dass der Sicherheitsgurt im Auto 

oder Helme beim Fahrrad- oder Skifahren sinnvoll sind, obwohl viele Unfälle durch Selbst-

überschätzung selbst verschuldet werden.  

 

„3. Es wird geregelt, dass von einer strafrechtlichen Verfolgung bei Volljährigen abgesehen 

werden muss, wenn der/die Konsumenten*in bis zu 15 Gramm Cannabis (z. B. Marihuana oder 

Haschisch) bzw. bis zu drei Cannabispflanzen lediglich zum Eigenverbrauch anbaut, herstellt, 

einführt, ausführt, durchführt, erwirbt, sich in sonstiger Weise verschafft oder besitzt, dass 

künftig Hanfsamen aus der Anlage I BtMG ausgenommen werden, sofern diese zum erlaubten 

Anbau oder zum Anbau von bis zu drei Cannabispflanzen für den Eigenbedarf bestimmt sind, 

und dass der kollektive Anbau in nichtkommerziellen Vereinigungen zum Eigenbedarf geregelt, 

d. h. straffrei gestellt wird.“ 

- Die im ersten Halbsatz angestrebte Dekriminalisierung von bis zu 15 g Cannabis halte ich 

angesichts der hohen Zahl strafrechtlicher Verfolgung geringer Mengen Cannabisbesitzes 

für sinnvoll.  

- Die Formulierung „…einführt, ausführt, …“ beinhaltet das Risiko eines Cannabiskonsum-

Tourismus und eines internationalen Online-Handels von Cannabis auf dem Postweg. Das 

erscheint mir für eine Dekriminalisierung von Cannabiskonsum nicht notwendig.  

- Es ist wissenschaftlich gut belegt, dass Cannabidiol (CBD) die negativen Folgen von THC 

auf die psychische Gesundheit reduziert. CBD macht nicht high und zeigt eine positive 

Wirksamkeit gegen Psychosen, gegen Angsterkrankungen und gegen Symptome von 

Suchterkrankungen, z.B. das Verlangen nach Heroin (Khan et al. 2020, Hurd et al. 2019). 

Durch CBD wird die Wirkung von THC reduziert. Der CBD-Gehalt ist von der Cannabissorte 

abhängig. Daher empfehle ich, Mindestkonzentrationen von CBD gesetzlich zu verankern 

und nur Cannabis-Samen zu erlauben, die Cannabisblüten mit einem Mindestgehalt von 

5% CBD produzieren.  

- Cannabis-Anbau nicht für Jugendliche: Die Einschränkung auf Volljährige und der Aus-

schluss von Jugendlichen ist bezüglich des Selbstanbaus und des Bezugs aus Anbau-Verei-

nigungen sinnvoll. Um deutlich zu machen, dass Cannabiskonsum vor allem das sich noch 

in Entwicklung befindliche jugendliche Gehirn schädigt (Shadur & Lejuez 2015, Jacobus et 

al. 2019, Salmanzadeh et al. 2020, Molla & Tseng 2020), darf Jugendlichen der Zugang zu 

Cannabis nicht erleichtert werden. Jugendliche werden eine Erklärung einfordern, warum 

sie vom Eigenanbau ausgeschlossen sind. Das bietet die Gelegenheit, die wenig bekannte 

wissenschaftliche Erkenntnis, dass Cannabis vor allem das sich in Entwicklung befindliche 

Gehirn schädigt, bekannter zu machen und das Image von Cannabis als Jugenddroge nach-

haltig zu revidieren. Aus Sicht der Jugendlichen ist die Volljährigkeit als Grenze für Can-

nabiskonsum besser akzeptabel als die undifferenzierte Darstellung von Cannabis als ge-

fährliche Droge und ein generelles Verbot.  
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- Cannabis-Anbau für den Eigenverbrauch reduziert den Schwarzmarkt: Die im zweiten 

Halbsatz vorgeschlagene Dekriminalisierung von Hanfsamen, des Anbaus von bis zu drei 

Cannabispflanzen und des kollektiven Anbaus in nicht-kommerziellen Vereinigungen für 

den Eigenbedarf stellt einen weiteren Schritt in Richtung Legalisierung dar. Der Vorteil des 

Anbaus für den Eigenverbrauch ist, dass Cannabis nicht mehr aus dem unkontrollierten 

Schwarzmarkt bezogen werden muss. Werden bis zu drei Cannabispflanzen selbst ange-

baut, muss der Konsument bis zur Ernte warten und seinen Konsum so planen, dass die 

geerntete Menge bis zur nächsten Ernte ausreicht. Der Konsument kann nicht unkontrol-

liert konsumieren oder die Konsummenge steigern, bzw. müsste dann einige Zeit auf den 

Konsum verzichten. Das reduziert die Wahrscheinlichkeit einer Abhängigkeitsentwicklung. 

Nachteil ist, dass bei einem Eigenanbau präventive Ansätze mit Informationen zu den Ri-

siken und Behandlungsmöglichkeiten weniger leicht etabliert werden können. Aus meiner 

Sicht überwiegen die Vorteile dieses Modells der Legalisierung des begrenzten und regu-

lierten Eigenanbaus.   

- An dieser Stelle ist eine grundsätzliche Diskussion über die Vor- und Nachteile einer Lega-

lisierung von Cannabis notwendig. Die Argumente der Befürworter einer Legalisierung 

sind, dass Cannabis geringere gesundheitliche Schäden verursacht als Alkohol, dass Can-

nabis trotz des Verbots eine hohe Verfügbarkeit aufweist und somit die Prohibition versagt 

hat, dass das Verbot die Behandlung von Cannabis-assoziierten Erkrankungen behindert, 

dass der Justizapparat durch Cannabis-assoziierte, opferfreie Vergehen ineffizient belastet 

wird und dass ein gesellschaftsschädigender illegaler Drogenmarkt aufrechterhalten wird. 

Somit argumentieren die Befürworter vor allen Dingen mit den negativen Folgen der Pro-

hibition für die Gesellschaft. Die Gegner einer Legalisierung argumentieren, dass Cannabis 

zu relevanten Gesundheitsschäden führt, der Jugendschutz nicht gewährleistet sei und 

dass durch die Legalisierung mit einer Zunahme des Cannabiskonsums gerechnet werden 

müsse. Es wird die Gefahr gesehen, dass eine Legalisierung von der Bevölkerung und ins-

besondere Jugendlichen als Zeichen der Ungefährlichkeit von Cannabis interpretiert 

würde. Für die Gegner einer Legalisierung stehen also die negativen Folgen von Cannabis 

für die Gesundheit im Vordergrund. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, aktuelle 

Forschungsergebnisse zu den gesundheitsschädlichen Folgen von Cannabis und die Erfah-

rungen aus der Legalisierung einiger US-Staaten mit in die Argumentation einzubeziehen. 

Es würde den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen, dieses Thema umfassend darzu-

stellen, daher beschränke ich mich auf einige Studien, die besonders wichtige Erkenntnisse 

zu einzelnen Argumenten erbracht haben.  

Cannabis führt nur bei einer genetischen Disposition zu Psychosen. Es kann als wissen-

schaftlich gesichert angesehen werden, dass Cannabiskonsum Psychosen mit Halluzinati-

onen und Paranoia auslösen kann, die auch nach Abklingen der Cannabiswirkung weiter-

bestehen. Neue Studien zeigen aber, dass dieser Zusammenhang weniger stark ist, als frü-

her angenommen wurde, weil neuere Studien psychosoziale Faktoren in die Analyse ein-

bezogen haben. In einem aktuellen Review wird ein um den Faktor 1,4 (= 40 %) erhöhtes 
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Risiko für eine Psychose für jeglichen Cannabiskonsum und ein um den Faktor 2,1 (110 %) 

erhöhtes Risiko für täglichen Konsum beschrieben (Hall et al. 2019).  

Dieses Risiko ist nicht für jede Person gleich hoch. Es wurde eine Genvariante des AKT-1-

Gens identifiziert, das nur bei täglichem Cannabiskonsum mit einem 7-fach erhöhten Ri-

siko für Psychose assoziiert ist, nicht wenn Cannabis seltener konsumiert wird (van Winkel 

et al. 2011, Di Forti et al. 2012). Das entspricht der klinischen Beobachtung, dass bei einer 

höheren Cannabis-Dosis häufiger Psychosen auftreten. Um die genetischen Risiken von 

schizophrenen Psychosen besser untersuchen zu können, wurde ein polygenetischer Risi-

koscore für Schizophrenie entwickelt, der 108 Genvarianten zusammenfasst, die einzeln 

betrachtet das Psychose-Risiko nur geringfügig erhöhen, aber in der Summe ein gutes Maß 

für das Risiko darstellen, eine Psychose zu entwickeln. In einer Studie an 1577 Jugendli-

chen und jungen Erwachsenen (12 bis 21 Jahre) war Cannabiskonsum nur bei männlichen 

Probanden mit Hirnveränderungen (einem dünneren Cortex) verbunden, wenn sie einen 

hohen polygenetischen Risikoscore für Schizophrenie aufwiesen und bereits in der frühen 

Jugend mit dem Cannabiskonsum begonnen haben, nicht bei weiblichen Probanden, nicht 

bei Beginn nach dem 18. Lebensjahr und nicht bei einem niedrigem Risikoscore (French et 

al. 2015). Diese Studien bestätigen, dass eine differenzierte Betrachtung notwendig ist und 

eine genetische Disposition für Psychosen vorliegen muss, damit Cannabis eine Psychose 

auslöst. Sie widerlegen das Argument der Gegner einer Legalisierung, dass unabhängig von 

einer Disposition und der Konsummenge jeder gleich gefährdet ist.  

Andere Studien zeigten, dass Personen mit einem hohen polygenetischen Risikoscore für 

Schizophrenie eine höhere Wahrscheinlichkeit aufwiesen, überhaupt Cannabis zu konsu-

mieren und dann auch größere Mengen Cannabis konsumierten (Power et al. 2014, Ver-

weij et al. 2017, Hiemstra et al. 2018). Da trotz der aktuellen Prohibition die Verfügbarkeit 

von Cannabis hoch ist, konsumieren vermutlich bereits jetzt viele der Personen mit einem 

hohen genetischen Risiko für Psychosen Cannabis. Daher kann erwartet werden, dass, 

wenn Erwachsene neu mit dem Cannabiskonsum beginnen, der Anteil mit einer geneti-

schen Disposition für Psychosen geringer ist als bei den bereits Cannabis konsumierenden 

Personen. Selbst wenn bei einer Legalisierung die Prävalenz von Cannabiskonsum steigen 

würde (was nicht gesichert ist; die Studienlage ist uneinheitlich), ist nicht mit einer linea-

ren Steigerung der Fälle von Psychosen zu rechnen, sondern mit einem geringeren Anstieg.  

- Eine weitere wissenschaftlich gesicherte Erkenntnis ist, dass Cannabiskonsum zu einer Be-

einträchtigung neuropsychologischer Leistungen wie Intelligenz und Gedächtnis führt. Es 

war jedoch unklar, ob sich die Defizite wieder zurückbilden, wenn der Cannabiskonsum 

beendet wird, und ob das Alter bei Beginn des Cannabiskonsums eine Rolle spielt. Diese 

Frage wurde durch eine Längsschnittstudie (Dunedin Study) beantwortet, die bei 1037 

Personen im Alter von 13 und 38 Jahren Intelligenztests durchgeführt und im Alter von 18, 

21, 26, 32 und 38 Jahren den Cannabis-Konsum erhoben haben (Meier et al. 2012). Eine 

Verminderung des Intelligenzquotienten wurden nur bei den Personen beobachtet, die 

vor dem 18. Lebensjahr mit mindestens wöchentlichem Cannabiskonsum begonnen hat-

ten. Diese Defizite verschlechterten sich bei weiterem Konsum zusätzlich und bildeten sich 
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nach einer Cannabis-Abstinenz nicht vollständig zurück. Wurde mit dem Cannabiskonsum 

erst im Erwachsenenalter begonnen, zeigte sich keine Verminderung des Intelligenzquoti-

enten, bzw. so geringe Defizite, dass sie statistisch nicht signifikant waren. Daraus kann 

geschlossen werden, dass Cannabiskonsum nur bei Jugendlichen zu dauerhaften Verände-

rungen des Gehirns führt, aber nicht bei Erwachsenen. Der Grund für die Anfälligkeit von 

Jugendlichen ist, dass in diesem Alter die neuronale Vernetzung neu geordnet und durch 

körpereigene Cannabinoide (Endocannabinoide) gesteuert wird (Berghuis et al. 2007). 

Cannabiskonsum stört diesen fein abgestimmten Umbauprozess.  

- Erste Studien nach der Legalisierung von Cannabis in einigen US-Staaten zeigen keinen 

Anstieg der Cannabiskonsumenten unter Jugendlichen: Es ist eine wichtige Frage, ob eine 

Legalisierung von Cannabis zu einem relevanten Anstieg der Prävalenz des Cannabiskon-

sums bei Jugendlichen führt. Hierzu wurden in den US-Staaten Colorado und Washington 

die Prävalenzen vor und nach der Legalisierung von Cannabis zum Freizeitgebrauch erho-

ben. Daten von mehr als 1,4 Millionen High-School-Schülern der 9. bis 12. Klasse zeigten 

einen leichten Rückgang der Cannabiskonsumenten sowohl bei Gelegenheitskonsumen-

ten als auch bei häufigem Konsum nach der Legalisierung (Anderson et al. 2019). Im Bun-

desstaat Washington sank die Anzahl von Schülern der 8. Klasse, die im letzten Monat 

Cannabis konsumiert haben, von 9,8 % vor der Legalisierung auf 7,3 % nach der Legalisie-

rung und für Schüler der 10. Klasse von 19,8 % vor der Legalisierung auf 17,8 % nach der 

Legalisierung (Dilley et al. 2019). Eine weitere Studie zeigte eine leichte Erhöhung der Prä-

valenz um 2 Prozentpunkte (8. Klasse) bzw. 4,1 Prozentpunkte (10. Klasse) und keine Un-

terschiede im Bundesstaat Colorado (Cerda et al 2017). Bei Erwachsenen ergab eine me-

thodisch schwache Studie, bei der Probanden ihren Cannabiskonsum in der Zeit vor der 

Legalisierung aus der Erinnerung heraus abschätzen sollten, einen nicht signifikanten An-

stieg der Prävalenz von 24,3 % auf 25,6 % (Kerr, W.C. et al., 2018). Die Europäische Be-

obachtungsstelle für Drogen EMCDDA hat 2020 hierzu eine gute Zusammenfassung mit 

mehr Details veröffentlicht (EMCDDA 2020). Diese Studien zeigen eindrücklich, dass es 

nicht zu dem befürchteten Anstieg der Prävalenz von Cannabiskonsum nach der Legalisie-

rung gekommen ist.   

 

„4. Das Absehen von der Strafverfolgung (§ 31a BtMG) wird dahingehend konkretisiert, dass 

die geringe Drogenmenge zum Eigenbedarf nicht beschlagnahmt wird und bei der Feststellung 

des Bruttogewichts ggf. eine Toleranz von 10 % auf die geringen Menge aufzuschlagen ist.“ 

- Dekriminalisierung beinhaltet, dass Drogen für den Eigenverbrauch nicht beschlag-

nahmt werden dürfen: Dass geringe Drogenmengen zum Eigenbedarf nicht beschlag-

nahmt werden dürfen, halte ich für richtig, wenn konsequent dem Dekriminalisierungsan-

satz gefolgt wird.  

- Aber warum soll dem Bruttogewicht 10 % aufgeschlagen werden? Waagen sind heutzu-

tage so genau, dass das nicht notwendig ist. Die vorgeschlagenen Drogenmengen für den 
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Eigengebrauch noch einmal zu erhöhen, stiftet eher Verwirrung und ist nicht nachvollzieh-

bar.  

 

5. Die zum Betrieb eines Drogenkonsumraums nach § 10a Abs. 1 S. 1 BtMG ausnahmsweise zu 

erteilende Erlaubnis wird in eine regelmäßig zur erteilende Genehmigung umgewandelt und 

die übrigen Voraussetzungen des § 10a Abs. 1 S. 2 sowie des § 10a Abs. 2 und Abs. 3 werden 

gestrichen. Zudem sollen die Bundesländer zur Einrichtung von Drogenkonsumräumen in Haft-

anstalten ermutigt werden.“  

- Drogenkonsumräume sind aus gesundheitspolitischer und suchtmedizinischer Sicht zu 

befürworten: Die EMCDDA hat am 07.06.2018 einen Bericht mit dem Titel Drogenkonsum-

räume: Überblick über das Angebot und Evidenzdaten herausgegeben (EMCDDA 2018). 

Dort wird die wissenschaftliche Evidenz zu den Effekten von Drogenkonsumräumen gut 

zusammengefasst. Es wurde wissenschaftlich bestätigt, dass sich Drogenkonsumeinrich-

tung dazu eignen, zu der stark marginalisierten Zielpopulation Kontakt zu finden und auf-

rechtzuerhalten und Verbesserungen bzgl. hygienischen und sicheren Drogenkonsums zu 

erreichen. Drogenkonsumräume wirken sich positiv auf die öffentliche Gesundheit und 

Ordnung aus. Risikoverhalten bezüglich injizierenden Drogenkonsums (gemeinsame Nut-

zung von Spritzbesteck), die Gefahr von Todesfällen durch Überdosierung und die Anzahl 

von Notrufen wegen Überdosierung werden reduziert. Zudem erhöht sich die Inanspruch-

nahme von Entzugskliniken und Substitutionstherapie, der injizierende Drogenkonsum in 

der Öffentlichkeit geht zurück und die Zahl der weggeworfenen Spritzen wird verringert. 

Allerdings führten Konsumräume nicht zu einem Rückgang der Diebstähle oder Raubüber-

fälle in ihrer Umgebung, es kam aber auch nicht zu einer Erhöhung.  

Drogenkonsumräume laden in keiner Weise dazu ein, gemütlich Drogen zu konsumieren. 

Als ich 2018 einen Drogenkonsumraum in Frankfurt am Main besichtigt habe, war ich er-

schreckt über die verelendeten Drogenabhängigen, die dort teils verzweifelt versuchten, 

mit ihrer Spritze einen intravenösen Zugang zu finden. Der Drogenkonsumraum war ein 

steriler, hell erleuchteter, weiß gekachelter Raum mit abwaschbaren Stühlen und Tischen. 

Sozial integrierte Drogenkonsumenten ziehen gedämmtes Licht, gemütliche Sofas und 

passende Musik vor. Durch Drogenkonsumräume Erstkonsumenten zu Drogenkonsum zu 

verführen ist eine unrealistische Vorstellung.  

- Drogenkonsumräume müssen auch in Haftanstalten angeboten werden, solange Opi-

atsubstitution und die Behandlung psychischer Erkrankungen in Haftanstalten unzu-

reichend sind: Es ist traurige Realität, dass viele Haftanstalten keine Opiatsubstitutionsbe-

handlung anbieten und damit den Häftlingen eine wissenschaftlich anerkannte, medizini-

sche Behandlung verwehren (Opitz-Welke et al. 2018). Auch die Behandlung von psychi-

schen Erkrankungen und chronischen Schmerzen entspricht meist nicht den aktuellen Be-

handlungsleitlinien. Das stellt eine unakzeptable Verletzung elementarer Menschrechte 

dar. Dass auch in Haftanstalten Drogen verfügbar sind, wirkt für die Bevölkerung paradox 

und unterstreicht, dass selbst durch Einschränkungen der Freiheitsrechte Drogenkonsum 
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nicht unterbunden werden kann. Haftanstalten haben sich zu einem Hotspot der Übertra-

gung von HIV, Hepatitis-B und -C und Tuberkulose entwickelt (Stone et al. 2018). Das Schei-

tern einer Verbotspolitik und die Notwendigkeit von Harm-Reduction-Maßnahmen wer-

den dort besonders deutlich. Solange sich die medizinische Versorgung von Häftlingen 

bzgl. Opiatsubstitution und Behandlung von psychischen Erkrankungen und Schmerzer-

krankungen nicht verbessert, halte ich eine vorübergehende Einrichtung von Drogenkon-

sumräumen zur Eindämmung der Übertragung von Infektionskrankheiten für notwendig.   
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